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26 . 06 . 75 


Kleine Anfrage 

der Abgeordneten Rawe, Windelen, Katzer und der Fraktion der CDU/CSU 


betr. drohende Stillegung und Arbeitslosigkeit im Steinkohlenrevier Ibbenbüren 


Bei den Steinkohlenbergwerken Ibbenbüren der PREUSSAG 
AG droht die Stillegung des Westfeldes, obwohl die Möglich- 
keit eines Weiterbetriebes durch Aufschluß einer neuen Flöz- 
gruppe mit positivem Ergebnis geprüft worden ist. Wegen der 
zwingenden wirtschaftlichen Notwendigkeit, die Förderung aus 
der neuen Flözgruppe kontinuierlich an die Förderung der aus- 
laufenden Flözgruppe anzuschließen, steht die Entsciieidung 
über Auslaufen oder Weiterbetrieb des Westfeldes sowie über 
den hierzu erforderlichen Kraftwerksbau unter erheblichem Zeit- 
druck. Dieser Sachverhalt ist der Bundesregierung durch ein 
Memorandum und durch Förderungsanträge in den Einzelhei- 
ten bekannt. 

Neben Landespolitikern und Politikern der im Bundestag ver- 
tretenen Parteien haben sich - u. a. gelegentlich von Besichti- 
gungen an Ort und Stelle - Bundeswirtschaftsminister Dr. Fri- 
derichs und Bundesarbeitsminister Arendt für die Erhaltung der 
Arbeitsplätze ausgesprochen. Hinsichtlich einer Sicherung der 
Stromabnahme stellte Bundeswirtschaftsminister Dr. Friderichs 
Gespräche mit den Elektrizitätsunternehmen in Aussicht. 

Es liegt daher auf der Hand, daß die hier drohenden sozial- und 
regionalpolitischen Probleme mit allen Auswirkungen für die 
davon Betroffenen und die Belastungen für die öffentliche Hand 
nicht entstehen müssen, wenn die hier vorliegenden energie- 
politischen Probleme einer sachgerechten Lösung zugeführt 
werden. 

Inzwischen ist die LFnruhe in der Bevölkerung gewachsen, weil 
trotz zahlreicher Gespräche zwischen den Zuständigen in der 
Frage des Weiterbetriebes des Westfeldes und der ausschlag- 
gebenden Frage der Verstromung durch Errichtung eines neuen 
Kraftwerkblocks immer noch keine Entscheidungen getroffen 
wurden. 

Da bis heute keine definitive Entscheidung vorliegt, fragen wir 
die Bundesregierung: 

1. Wie will die Bundesregierung im Sinne der 1. Fortschrei- 
bung ihres Energieprogramms den Weiterbetrieb des West- 
feldes in Ibbenbüren sichern? 
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2. Welche konkreten Schritte hat die Bundesregierung unter- 
nommen, damit die Verstromung aus einem neuen Kraft- 
werksblock durch Abnahmeverträge mit den in Betracht 
kommenden Elektrizitätsversorgungsunternehmen gewähr- 
leistet ist und so die Vergünstigungen nach dem Dritten 
Verstromungsgesetz und andere Förderungsmöglichkeiten 
für den Kraftwerksbau zum Zuge kommen? 

3. Wann spätestens kann mit Entscheidungen 

a) zum Kraftwerksbau und 

b) zur Frage der erforderlichen Stromabnahmeverträge 
gerechnet werden? 


Bonn, den 20. Juni 1975 


Rawe 

Windelen 

Katzer 

Carstens, Stücklen und Fraktion 


Begründung 

Wenn die Entscheidung weiter ausbleibt bzw. nicht in aller- 
nächster Zeit so oder so getroffen wird, bleibt eine nicht weiter 
zu vertretende Ungewißheit für Unternehmensleitung und 
Belegschaft, denn es droht unmittelbar Arbeitslosigkeit, Ver- 
nichtung von Arbeitsplätzen und eine Schwächung der regio- 
nalen Wirtschaftskraft: 

a) Bei Stillegung des Westfeldes wären voraussichtlich 1265 
Mitarbeiter unmittelbar von Arbeitslosigkeit betroffen, dar- 
unter mindestens 51 Schwerbeschädigte und zahlreiche Aus- 
zubildende (100 Einstellungen pro Jahr). Darüber hinaus darf 
nicht verkannt werden, daß eine Stillegung unwiderruflich 
die Vernichtung der genannten Zahl von Arbeitsplätzen 
bedeuten würde. Das Ibbenbürener Steinkohlenrevier befin- 
det sich in einer ausgesprochenen Insellage; die Mobilität 
der Arbeitskräfte wird als gering erachtet. 

b) Bei den Zulieferbetrieben wären etwa 300 Arbeitsplätze von 
einer Stillegung betroffen. 

c) Für die öffentliche Hand würde die Stillegung des West- 
feldes mindestens 124 Millionen DM an Aufwendungen und 
Steuerausfällen mit sich bringen. 

d) Mit Einkommenseinbußen bei etwa 500 Mitarbeitern durch 
Versetzungen auf geringer entlohnte Plätze wäre zu rech- 
nen. 
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